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	§ 28 AktO und Liste 8 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 28 Nachlass- und Teilungssachen
	§ 35 Nachlass- und Teilungssachen

	(1) 1Bei jeder Neuerfassung einer Nachlasssache hat die Geschäftsstelle zu prüfen, ob Akten über dieselbe Erblasserin oder denselben Erblasser nach dem Erbrechtsregister (Registerzeichen IV und VI) vorhanden sind; sie hat diese, soweit nötig, heranzuziehen.
	§ 35 (1) 2Ist für einen Erblasser bereits ein Verfahren unter dem Registerzeichen „VI“ registriert, sind weitere Nachlass- und Teilungssachen nicht erneut zu registrieren. 3Unter dem Registerzeichen „IV“ registrierte Verfahren, die denselben Erblasser betreffen, sind beizuziehen.

	2 Für die gegenseitige Verweisung ist außer bei den erfassten Daten auch auf den Aktenumschlägen bzw. den Aktenvorblättern zu sorgen; mit Genehmigung der Behördenleitung kann die gegenseitige Verweisung bei den erfassten Daten unterbleiben.
	§ 35 (3) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
5.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren.

	(2) Die Verhandlungen über Auseinandersetzungen eines Ehegatten mit seinen oder seines Ehegatten Kindern sind zu etwa vorhandenen Vormundschafts- oder 
Pflegschaftsakten zu nehmen.
	entbehrlich

	(3) (aufgehoben)
	

	(4) 1Zu den unter VI zu erfassenden Angelegenheiten gehören die Verfahren zur Einrichtung von Nachlasspflegschaften und ‑verwaltungen, die Erklärungen gegenüber dem Nachlassgericht, die Verfahren auf Erteilung von Erbscheinen oder ähnlichen Zeugnissen sowie die sonstigen Handlungen, die zur Zuständigkeit des Nachlassgerichts oder des in § 344 Abs. 4 FamFG genannten Amtsgerichts gehören, ferner auch das Verfahren mit dem Zweck der Feststellung, dass ein anderer Erbe als der Fiskus oder eine an seine Stelle tretende Körperschaft nicht vorhanden ist (§ 1964 BGB).
	§ 35 (1) 1Unter dem Registerzeichen „VI“ sind zu registrieren:
1.	Nachlasssachen nach § 342 Absatz 1 Nummer 2, 4 bis 9 FamFG,
2.	Teilungssachen nach § 342 Absatz 2 Nummer 2 FamFG.

	2Weitere Beispiele für die Eintragung unter dem Registerzeichen VI sind:
a) Sicherstellung des Nachlasses,
b) Bestimmung einer Inventarfrist oder einer Erklärungsfrist in den Fällen des § 355 Abs. 1 FamFG,
c) die Erklärungen über die Annahme oder die Ausschlagung einer Erbschaft oder des Amtes als Testamentsvollstreckerin oder Testamentsvollstrecker,
d) die Anfechtung solcher Erklärungen,
e) die Anfechtung einer Verfügung von Todes wegen,
f) die Aufhebung der fortgesetzten Gütergemeinschaft durch den überlebenden Ehegatten,
g) der Verzicht eines Abkömmlings auf seinen Anteil an dem Gesamtgut der fortgesetzten Gütergemeinschaft (§§ 1492, 1491 BGB),
h) die Anmeldung der Forderung einer Nachlassgläubigerin oder eines Nachlassgläubigers (§ 2061 BGB), 
i) die Stundung eines Pflichtteilsanspruchs (§ 362 FamFG),
j) die Vermittlung der Erbauseinandersetzung usw.
	

	3Nachlassrechtliche Höfesachen (vgl. § 9 Abs. 2, §§ 11, 14 Abs. 1, § 18 Abs. 2 HöfeO) sind gemäß § 30 nach Maßgabe der Liste 18 zu erfassen.
	Landesspezifische Regelung für die Länder Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein
Zu § 35 Nachlass- und Teilungssachen
Unter dem Registerzeichen „VI“ sind auch die Mitteilungen des Landwirtschaftsgerichts in nachlassrechtlichen Höfesachen und Zuweisungssachen über die Erteilung eines Erbscheins oder europäischen Nachlasszeugnisses zu registrieren, soweit für den Erblasser nicht bereits ein Verfahren unter diesem Registerzeichen registriert ist.

	(5) 1Mitteilungen der Standesämter an das für ihren Sitz zuständige Nachlassgericht sind nach der Erfassung unter dem Registerzeichen AR unverzüglich an das nach § 343 FamFG zuständige Nachlassgericht weiterzuleiten.
	Zentrales Testamentsregister

	2Bei diesem sind sie und die entsprechenden Mitteilungen des Amtsgerichts Schöneberg in Berlin (Hauptkartei für Testamente), sofern nicht bereits Vorgänge vorhanden sind und soweit zu Maßnahmen kein Anlass besteht, nach Erfassung der Personendaten zu den Sammelakten zu bringen.
	

	3 Wird später ein Verfahren eingeleitet, so sind die Mitteilungen zu den Akten dieses Verfahrens zu nehmen.
	

	(6) Wird das Nachlassgericht erst nach Eingang einer Mitteilung oder einer Abgabeverfügung des Amtsgerichts Schöneberg in Berlin tätig (§ 343 Abs. 1 FamFG in Verbindung mit §§ 7 und 6 Abs. 2 ZustErgG, § 343 Abs. 2 FamFG), so sind die Anträge gleichwohl nach Maßgabe der Liste 5 zu erfassen; eine nochmalige Erfassung nach Eingang der Mitteilung oder der Abgabeverfügung unterbleibt.
	entbehrlich

	(7) Den Akten über Nachlasspflegschaften und -verwaltungen ist nach Eingang des Nachlassverzeichnisses eine Nachweisung entsprechend der Liste 8 vorzuheften; die Vorschriften in § 29 Abs. 1 S. 2 und 3 gelten entsprechend.
	§ 35 (2) 1Den Papierakten über Nachlasspflegschaften und -verwaltungen ist nach Eingang eines Nachlassverzeichnisses eine Nachweisung vorzuheften. 2In der Nachweisung sind folgende Angaben zu vermerken.
1.	Aktenzeichen,
2.	Vor- und Familienname des Erblassers mit Geburts- und Sterbedatum,
3.	Blattzahl des grundlegenden Nachlassverzeichnisses,
4.	Blattzahl weiterer oder ergänzender Verzeichnisse,
5.	Zeitraum des Rechnungsjahres und Blattzahl der Festlegung,
6.	Rechnungslegungen:
a)	Rechnungsjahr,
b)	Datum und Blattzahl der Prüfung,
7.	Bemerkungen.
3Bei elektronischen Akten ist sicherzustellen, dass diese Angaben auf andere Weise deutlich erkennbar sind.

	
	

	Liste 5 (§ 27 Abs. 1, § 28)
	

	Erbrechtssachen IV, VI
	

	Zu erfassen sind:
	§ 35 (3) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: 

	1. Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs

	2.	Familienname, Vorname und Wohnort der/des Verfügenden, der Erblasserin oder des Erblassers oder Bezeichnung der Teilungsmasse
	3.	Vornamen, Familien- und Geburtsname des Erblassers sowie dessen Geburts- und Sterbedatum und Anschrift,

	3. a)	Jährlich fortlaufende Nummer der bei dem Gericht eingegangenen oder verwahrten Verfügungen von Todes wegen (IV)
b)	Nr. der Erfassungsliste der Verwahrungsdaten für die in besonderer amtlicher Verwahrung befindlicher Verfügungen von Todes wegen
c)	eröffnet am
d)	zurückgegeben am
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
1.	Aktenzeichen, …
4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen: ...
g)	alle ZTR-Verwahrnummern, …
5.	Daten der Eröffnung, auch durch ein anderes Gericht,
6.	Datum der Rückgabe, …

	4.	Jährlich fortlaufende Nummer der sonstigen Handlungen des Nachlassgerichts (VI)
	§ 35 (3) … 1.	Aktenzeichen,

	
	§ 35 (3) … 4.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	5.	Bemerkungen
	§ 35 (3) … 5.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1. Die Nummernfolge der Angaben zu 3 a und 4 wird getrennt erfasst. 
	entbehrlich

	Die in die Zuständigkeit der Richterin bzw. des Richters fallenden sonstigen Handlungen des Nachlassgerichts sind besonders kenntlich zu machen (z. B. bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben).
	Statistik

	2. Jede Verfügung von Todes wegen ist neu zu erfassen; gemeinschaftliche Testamente und Erbverträge sind jedoch nur unter einer laufenden Nummer zu erfassen. 
	§ 34 (1) 2Verfügungen von Todes wegen oder sonstige erbfolgerelevante Urkunden und die jeweils zugehörigen Sterbefallmitteilungen nach § 78e Satz 3 Nummer 1 BNotO sind nur einmal zu registrieren. 

	Da aber über mehrere Verfügungen derselben Person nur ein Aktenstück zu führen ist, ist die Abgabe der Vorgänge zu den Akten über eine frühere Verfügung bei den für 


Bemerkungen vorgesehenen Angaben zu erfassen.
	§ 34 (2) 1Für alle jeweils von derselben Person allein oder von denselben Personen gemeinschaftlich errichteten Verfügungen von Todes wegen und weiteren Dokumente über Errichtung, Verwahrung, Rückgabe oder Eröffnung ist ein Verbund der Akten sicherzustellen. 2In Papierakten werden diese in einer Akte geführt. 
§ 34 (6) …
9.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren

	3. Die von einem anderen Gericht abgegebenen Testamentsakten sind neu zu erfassen. 
	§ 2 (1) 6Wird ein Verfahren von einem anderen Gericht oder einer Staatsanwaltschaft übernommen, muss ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	Wird eine Verfügung von Todes wegen nach der Eröffnung zur weiteren Aufbewahrung übersandt, so ist bei den Angaben zu 3 c) der Tag zu erfassen, an dem sie bei dem übersendeten Gericht eröffnet worden war.
	§ 34 (6) …
5.	Daten der Eröffnung, auch durch ein anderes Gericht,

	4. Wird ein eröffnetes gemeinschaftliches Testament (Erbvertrag) in die besondere amtliche Verwahrung zurückgebracht, so ist die Erfassung bei den Angaben zu 3 b) zu berichtigen und der Sachverhalt bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben zu erläutern; eine Neuerfassung findet aus diesem Anlass nicht statt. 
	§ 34 (1) 2Verfügungen von Todes wegen oder sonstige erbfolgerelevante Urkunden und die jeweils zugehörigen Sterbefallmitteilungen nach § 78e Satz 3 Nummer 1 BNotO sind nur einmal zu registrieren.

	Die an die Amtsgerichte abgelieferten gemeinschaftlichen Testamente und Erbverträge, die nach dem Tode der oder des Erstverstorbenen nach § 27 Abs. 13 S. 2 und 3 bei den Nachlassakten verbleiben, werden aus diesem Anlass ebenfalls nicht neu erfasst.
	§ 34 (1) 2Verfügungen von Todes wegen oder sonstige erbfolgerelevante Urkunden und die jeweils zugehörigen Sterbefallmitteilungen nach § 78e Satz 3 Nummer 1 BNotO sind nur einmal zu registrieren.

	5. Bei den lediglich zur Eröffnung abgelieferten Verfügungen hat die Beamtin (Angestellte) oder der Beamte (Angestellte) der Geschäftsstelle den Empfang bei den Angaben zu 3 b) durch Angabe des Namens und des Tages zu dokumentieren.
	entbehrlich

	6. Für unterschiedliche Verfahrensarten (z. B. Testamentsvollstreckung, Nachlasspflegschaft oder -verwaltung, Vermittlung der Erbauseinandersetzung) erfolgt die Erfassung jeweils unter einem neuen Geschäftszeichen. 
	§ 35 (1) 1Unter dem Registerzeichen „VI“ sind zu registrieren:
1.	Nachlasssachen nach § 342 Absatz 1 Nummer 2, 4 bis 9 FamFG,
2.	Teilungssachen nach § 342 Absatz 2 Nummer 2 FamFG.
2Ist für einen Erblasser bereits ein Verfahren unter dem Registerzeichen „VI“ registriert, sind weitere Nachlass- und Teilungssachen nicht erneut zu registrieren. 3Unter dem Registerzeichen „IV“ registrierte Verfügungen von Todes wegen, die denselben Erblasser betreffen, sind beizuziehen.

	Soweit zu einem dieser Verfahren eine weitere Tätigkeit des Nachlassgerichts erforderlich ist (z. B. Einziehung des Testamentsvollstreckerzeugnisses, Weiterführung der Nachlasspflegschaft) wird das Verfahren unter diesem Geschäftszeichen fortgeführt und nicht neu erfasst.
	

	Ist eine Sache bereits unter dem Registerzeichen VI erfasst, so werden Erklärungen über die Erbausschlagung und falls ein Erbschein erteilt ist, weitere Anträge auf Erteilung von Erbscheinen nach derselben Erblasserin oder demselben Erblasser ohne Neuerfassung zu den früheren Akten genommen.
	

	Die Kraftloserklärung eines Erbscheines oder eines ähnlichen Zeugnisses wird als Fortsetzung des früheren Verfahrens behandelt und nicht neu erfasst.
	

	Eine Neuerfassung unterbleibt, wenn das Nachlassgericht erst nach Eingang einer Mitteilung oder einer Abgabeverfügung des Amtsgerichts Schöneberg in Berlin tätig wird (§ 343 Abs. 1 FamFG i.V.m. den §§ 7 und 6 Abs. 2 ZustErgG, § 343 Abs. 2 
FamFG).
	

	7. Beurkundungen nach § 344 Abs. 7 FamFG sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 8 (§ 28 Abs. 7, § 29 Abs. 1)
	

	Nachweisung
	

	Zu erfassen sind:
	§ 35 (2) 1Den Papierakten über Nachlasspflegschaften und -verwaltungen ist nach Eingang eines Nachlassverzeichnisses eine Nachweisung vorzuheften. 2In der Nachweisung sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Geschäftsnummer
	1.	Aktenzeichen,

	2. Name, Vorname, ggf. Geburtsname der bzw. des Betreuten/des Mündels/der Erblasserin bzw. des Erblassers
	2.	Vor- und Familienname des Erblassers mit Geburts- und Sterbedatum,

	3. grundlegendes Vermögensverzeichnis (unter Angabe der Blattzahl)
	3.	Blattzahl des grundlegenden Nachlassverzeichnisses,

	4. weitere (ergänzende) Verzeichnisse (unter Angabe der Blattzahl)
	4.	Blattzahl weiterer oder ergänzender Verzeichnisse,

	5. Rechnungsjahr vom ............ bis............ (unter Angabe der Blattzahl)
	5.	Zeitraum des Rechnungsjahres und Blattzahl der Festlegung,

	6. Rechnungslegungen
a) Rechnungsjahr
b) Datum der Prüfung (unter Angabe der Blattzahl)
	6.	Rechnungslegungen,
a)	Rechnungsjahr,
b)	Datum und Blattzahl der Prüfung,

	7. Bemerkungen"
	7.	Bemerkungen.

	
	3Bei elektronischen Akten ist sicherzustellen, dass diese Angaben auf andere Weise deutlich erkennbar sind.
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